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OBERVERWALTUNGSGERICHT 

BERLIN-BRANDENBURG 

 

 

 

BESCHLUSS 

 

OVG 11 S 33/26 
VG 24 L 117/26 Berlin 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

1. des Herrn Jürgen Pansin, Falckensteinstraße 21, 10997 Berlin,  

2. der Frau Anna-Maria Rippl, Forsterstraße 43, 10999 Berlin,  

3. des Herrn Philipp Vergin, Oppelner Straße 41, 10997 Berlin,  

4. der Frau Claire Horst, Falckensteinstraße 21, 10997 Berlin,  

5. des Herrn Mathias Berek, Falckensteinstraße 21, 10997 Berlin,  

Antragsteller und Beschwerdegegner, 

bevollmächtigt:  

KM8 Rechtsanwältinnen & Rechtsanwälte,  

Moosdorfstraße 7-9, 12435 Berlin,  

 

g e g e n 

 

 

das Land Berlin, vertreten durch  

die Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt,   

Am Köllnischen Park 3, 10179 Berlin,  

Antragsgegner und Beschwerdeführer, 

bevollmächtigt:  

Rechtsanwälte Redeker, Sellner, Dahs,  

Leipziger Platz 3, 10117 Berlin,  
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Beiladungsantragsteller: 

Robert Schulte-Frohlinde,   

Sorauer Straße 26, 10997 Berlin,  

hat der 11. Senat durch den Richter am Oberverwaltungsgericht Jacob am 

19. August 2026 beschlossen:  

Der Antrag des Beiladungsantragstellers, ihn zum Verfahren beizuladen, 

wird abgelehnt.   

Gründe 

1. Die Voraussetzungen einer notwendigen Beiladung (§ 65 Abs. 2 VwGO) liegen 

nicht vor.  

Die Beiladung ist notwendig, wenn an dem streitigen Rechtsverhältnis Dritte der-

art beteiligt sind, dass die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich 

ergehen kann. Das ist der Fall, wenn die begehrte Sachentscheidung nicht getrof-

fen werden kann, ohne dass dadurch gleichzeitig und unmittelbar Rechte des Bei-

zuladenden gestaltet, bestätigt, festgestellt, verändert oder aufgehoben werden, 

oder anders gewendet, wenn die Entscheidung unmittelbar Rechte oder Rechts-

beziehungen Dritter gestalten soll, sie aber ohne deren Beteiligung am Verfahren 

nicht wirksam gestalten kann (vgl. BVerwG, Beschluss vom 7. Februar 2011 - 6 C 

11.10 - juris Rn. 2; Beschluss vom 18. Juni 2013 - 6 C 21.12 - juris Rn. 10 ff.; Be-

schluss vom 29. Juli 2013 - 4 C 1.13 - juris Rn. 7 f.; Urteil vom 27. November 

2014 - 7 C 18.12 - juris Rn. 13; Beschluss vom 19. März 2021 - 6 C 8.20 - juris 

Rn. 6). Diese Voraussetzungen liegen im Rahmen einer - wie hier im Hauptsache-

verfahren gegebenen - Anfechtungsklage gegen die Allgemeinverfügung über die 

Öffnungszeiten des Görlitzer Parks nicht vor, denn die von den Antragstellern er-

strebte Aufhebung der Verfügung berührt nicht unmittelbar Rechte des Beila-

dungsantragstellers, der keinen Anspruch auf ein behördliches Tätigwerden durch 

Festlegung von Öffnungszeiten auf der Grundlage von § 6 Abs. 4 GrünanlG hat. 
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2. Für eine einfache Beiladung des Beiladungsantragstellers besteht derzeit keine 

Veranlassung.  

Nach § 65 Abs. 1 VwGO kann das Gericht, solange das Verfahren noch nicht 

rechtskräftig abgeschlossen oder in höherer Instanz anhängig ist, von Amts we-

gen oder auf Antrag andere, deren rechtliche Interessen durch die Entscheidung 

berührt werden, im Ermessenswege beiladen. Über die Vornahme oder Unterlas-

sung der einfachen Beiladung kann aufgrund von Zweckmäßigkeitserwägungen 

entschieden werden. Dabei ist zu prüfen, ob der Beiladungszweck im konkreten 

Fall die Beiladung nahelegt (vgl. OVG Magdeburg, Beschluss vom 24. April 2017 

- 2 O 21.17 - juris Rn. 4 m.w.N.). Nach diesen Grundsätzen wird von einer Beila-

dung abgesehen. Sie ist auf der Grundlage des Vorbringens des Beiladungsan-

tragstellers und des Verfahrensgegenstands nicht geboten. Sie ist zur Wahrung 

seiner rechtlichen Interessen, unterstellt diese bestehen, nicht erforderlich, weil 

der Antragsgegner insoweit bereits gleichgerichtete Interessen an der Aufrechter-

haltung der festgelegten Öffnungszeiten verfolgt und die Wahrung der Belange 

des Beiladungsantragstellers daher keiner eigenständigen Interessenverfolgung 

durch eine Prozessbeteiligung im vorliegenden Verfahren bedarf. Dem Gesichts-

punkt der Prozessökonomie, also der Vermeidung weiterer Prozesse durch die 

infolge einer Beiladung gemäß § 121 Nr. 1 VwGO eintretende Rechtskrafterstre-

ckung, kommt im vorliegenden Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes keine 

ausschlaggebende Bedeutung zu.  

Die Entscheidung war entsprechend § 87a Abs. 1 Nr. 6 sowie Abs. 3 VwGO von 

dem Berichterstatter zu treffen.  

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 65 Abs. 4 Satz 3 VwGO).  

 
 Jacob 

 

 

https://www.juris.de/jportal/portal/t/h04/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=7&numberofresults=256&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000170960BJNE014302308&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint

